
 

Dringlicher Antrag  

Fraktion der SPD,  

Fraktion der Freien Demokraten,  

Fraktion DIE LINKE  

Einsetzung eines Untersuchungsausschusses 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Es wird ein Untersuchungsausschuss nach Art. 92 HV und § 54 GOHLT eingesetzt. 
 
Dem Ausschuss gehören 15 Mitglieder an (5 CDU, 3 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 3 SPD, 2 
AfD, 1 Freie Demokraten, 1 DIE LINKE). 
 
Der mutmaßliche Mord an dem Regierungspräsidenten Dr. Walter Lübcke macht eine erneute 
Untersuchung bestehender Vorgänge innerhalb der Hessischen Landesregierung und ihrer na-
chgeordneten Behörden notwendig. Dabei liegt die Strafverfolgung im Allgemeinen, mithin die 
Aufklärung und die Anklage hinsichtlich des mutmaßlichen Mordgeschehens im Kompe-
tenzbereich der Staatsanwaltschaft und im Weiteren bei den Gerichten. Aufgabe des Hessischen 
Landtages ist es, eventuelle Versäumnisse der Hessischen Landesregierung und ihrer nach-
geordneten Behörden, Probleme in verwaltungsinternen Abläufen und Defizite der bestehenden 
Strukturen zu untersuchen. Dadurch sollen sich Hinweise auf einen möglichen Veränderungsbe-
darf bestehender Strukturen der hessischen Sicherheitsbehörden und entsprechende Handlungs-
empfehlungen ergeben und somit das Risiko künftiger vergleichbarer Fälle zumindest reduziert 
werden. 
 
Der Untersuchungsausschuss hat konkret den Auftrag, Handeln und Unterlassen der Hessischen 
Landesregierung und ihrer nachgeordneten Behörden und hier im Besonderen der hessischen 
Sicherheitsbehörden aufzuklären, das im Zusammenhang mit der Beobachtung der Personen 
Stephan E. und Markus H. und deren Umfeld durch den Verfassungsschutz steht oder stehen 
könnte. Dies betrifft auch die Zusammenarbeit hessischer Behörden mit anderen Bundesländern 
und dem Bund. Hier ist insbesondere zu prüfen, wieso Stephan E. und Markus H. nicht weiter 
vom Verfassungsschutz beobachtet worden sind, wann Stephan E. und Markus H. intern als 
„abgekühlt“ eingestuft wurden und wie diese Entscheidung zustande kam bzw. welche Gründe 
als Grundlage hierfür dienten. Dies ist insbesondere vor dem Hintergrund zu erörtern, dass 
Stephan E. nach öffentlicher Berichterstattungen auf einem Dokument des Verfassungsschutzes 
aus dem Jahr 2009 als „brandgefährlich“ bezeichnet wurde. Des Weiteren sollen etwaige 
Verbindungen bzw. die dienstliche Befassung des ehemaligen V-Mann-Führers Andreas T. mit 
Stephan E. und Markus H. aufgeklärt werden. 
 
Ebenso hat der Untersuchungsausschuss den Auftrag, aufzuklären, inwieweit die Hessische 
Landesregierung und hier insbesondere der zum jeweiligen Zeitpunkt amtierende Innenminister 
das Parlament und die Öffentlichkeit hierüber sowie über ihre Kenntnisse zu neonazistischen 
Strukturen in Nordhessen wahrheitsgemäß, zeitnah und vollständig informiert hat. 
 
Dabei ist insbesondere zu klären: 
 
1. Welche Informationen der Hessischen Landesregierung und hier insbesondere dem Hes-

sischen Innenministerium und deren nachgeordneten Behörden und dem Hessischen 
Landesamt für Verfassungsschutz über Stephan E. und Markus H. und deren Umfeld wann 
vorlagen und ob mit diesen Informationen sachgerecht umgegangen wurde, insbesondere ob 
und wann 

a)  es Bemühungen des Landesamtes für Verfassungsschutz gab, Stephan E. und Markus H. 
als V-Leute zu gewinnen, 
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b)  eine besondere Gefährlichkeit des Stephan E. erkennbar war und wenn ja, wie damit 
umgegangen wurde, 

c)  eine besondere Gefährlichkeit des Markus H. erkennbar war und wenn ja, wie damit 
umgegangen wurde, 

d)  Beziehungen des Stephan E. und des Markus H. zu verbotenen oder militanten Strukturen 
der extremen Rechten wie zum Beispiel FAP, Blood & Honour, HNG, Combat 18, Sturm 
18, Artgemeinschaft, Arische Bruderschaft, Freier Widerstand Kassel, Kameradschaft 
Gau-Kurhessen und NPD vorlagen und falls ja, wann diese geprüft wurden, die Erkennt-
nisse diesbezüglich vorlagen und wie in der Folge damit verfahren wurde, 

e)  Stephan E. und Markus H. zu Personen der rechten Szene in Nordhessen in Kontakt 
standen, 

f)  die Aktivitäten gegen Dr. Walter Lübcke sowie die Bewaffnung und Schießübungen von 
Stephan E. und Markus H. erkennbar waren und wie damit umgegangen wurde. 

 
2. Ob und welches Handeln oder Unterlassen innerhalb und zwischen Ministerien und Behörden 

des Landes sowie der hessischen Ministerien und Behörden gegenüber den Ministerien und 
Behörden anderer Länder und des Bundes zu einer möglichen Fehleinschätzung der Gefähr-
lichkeit der mutmaßlichen Täter und Tatbeteiligten am Mord des Regierungspräsidenten Dr. 
Walter Lübcke geführt haben, insbesondere 

a)  in welchem Kontakt V-Leute, Gewährspersonen und Informanten zu dem oder den mut-
maßlichen Tätern und Tatbeteiligten und ihrem Umfeld standen und welche Informatio-
nen wie weitergegeben wurden, 

b)  in welchem Kontakt Mitarbeiter der Sicherheitsbehörden zu dem oder den mutmaßli-
chen Tätern und Tatbeteiligten und ihrem Umfeld standen und welche Informationen 
wie weitergegeben wurden, 

c)  in welchem Kontakt der ehemalige Mitarbeiter des Landesamtes für Verfassungsschutz 
und jetzige Mitarbeiter des Regierungspräsidiums Kassel, Andreas T., zu dem oder den 
mutmaßlichen Tätern und Tatbeteiligten und ihrem Umfeld standen und welche Infor-
mationen wie weitergegeben wurden, 

d)  ob Kontakt zwischen Stephan E., Markus H. und ihrem Umfeld zu dem Umfeld des 
NSU bestand und wenn ja, ob eine mögliche Beteiligung bzw. Unterstützung beim Mord 
an Halit Yozgat am 06.04.2006 in Kassel in Betracht gezogen und sachgerecht unter-
sucht wurde, 

e)  ob das Lösch-Moratorium und die damit verbundene Sperrung der Akten von Stephan 
E., Markus H. und möglicherweise weiterer Mitglieder der rechtsextremen Szene aus 
deren Umfeld in 2015 sachgerecht war oder nicht und wer dieses Löschmoratorium und 
die Sperrungen warum vorgenommen und zu verantworten hat, 

f)  ob die Nicht-Übermittlung der Akten von Stephan E., Markus H. und  möglicherweise 
weiterer Mitglieder der rechtsextremen Szene aus deren Umfeld an die NSU-
Untersuchungsausschüsse des Landtags, des Deutschen Bundestags und möglicherweise 
an Ermittlungsbehörden sachgerecht war und wenn nicht, wer dies warum vorge-
nommen und zu verantworten hat, 

g)  ob die letztlich erfolgreichen Bemühungen des Markus H. seit 2009 bis 2016, an Waffen 
und Sprengstoff zu gelangen, die von Markus H. und Stephan E. seit 2015 gemeinsam 
absolvierten Schießtrainings, deren illegaler Waffenhandel, das öffentliche Agitieren 
und die von ihnen initiierte Online-Hetzkampagne gegen Dr. Walter Lübcke seit 2015 
sowie die Teilnahme an dem Neonazi-Aufmarsch und möglicherweise auch den 
Ausschreitungen in Chemnitz 2018 von den Sicherheitsbehörden zur Kenntnis ge-
nommen wurden und wenn ja, warum dies ohne Konsequenz blieb, 

h)  ob und wenn ja, wann alle Informationen hessischer Behörden zu Stephan E., Markus 
H. und ihrem neonazistischen Umfeld den mit dem Mord an Dr. Walter Lübcke be-
fassten Ermittlern vollständig zur Verfügung gestellt wurden. 

 
3. Ob und wie der Übergang bzw. Austausch bei der Beobachtung seitens des Landesamtes für 

Verfassungsschutz erfolgte, wenn Beobachtungssubjekte zwischen verschiedenen rechtsex-
tremen Gruppierungen wechselten bzw. diese zeitgleich in verschiedenen Gruppierungen ak-
tiv waren. 
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4. Ob die Hessische Landesregierung und hier insbesondere der jeweilige Innenminister 
und/oder der jeweilige Staatssekretär den Hessischen Landtag zeitnah, sachgerecht und vol-
lumfänglich über die oben genannten Umstände informiert hat. 

 
 
Wiesbaden, 22. Juni 2020  
  
  
Für die Fraktion der SPD 
Die Fraktionsvorsitzende: 
Nancy Faeser 

Für die Fraktion der Freien Demokraten 
Der Fraktionsvorsitzende: 

René Rock 
 

Für die Fraktion Die LINKE 
Die Fraktionsvorsitzende: 

Janine Wissler 
 
 
 
 
 
Anlage 
Einsetzung eines Untersuchungs- 
ausschusses: Unterschriftenliste 
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